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E n t w u r f

12 THESEN ZUR HOCHSCHULPOLITIK

Dieser Entwurf ist das Ergebnis der Beratungen in der Arbeitsgruppe „L’mfang und Struktur 
des Hochschulsystems“, die nach Ihrer fünften Sitzung am 12. Oktober 1992 den Vorsitzen­
den gebeten hat. die Kommissionen des Wissenschaftsrates ausführlich über den Beratungs­
stand zu informieren. Die vorliegende Fassung ist nach der Sitzung der Arbeitsgruppe am  
12. Oktober 1992 formuliert worden und wurde der Arbeitsgruppe, die ausschließlich aus 
Mitgliedern des Wissenschaftsrates besteht, nicht mehr vorgelegt. Die hochschulpolitische 
Linie des Entwurfs wird von allen Mitgliedern der Arbeitsgruppe getragen. Zu einzelnen 
Vorschlägen in Teil IV »12 Thesen“ gibt es unterschiedliche Vorstellungen und auch noch 
kein abschließendes Votum der Arbeitsgruppe.
Die Arbeitsgruppe legt den Kommissionen des Wissenschaftsrates diesen Entwurf vor. um  
ausführliche Beratungen im Wissenschaftsrat zu ermöglichen und Hinweise für die Abschluß­
beratungen zu erhalten.
Der Entwurf wurde von der Wissenschaftlichen Kommission am 31. Oktober 1992 beraten 
und danach überarbeitet. Inhaltliche Änderungen gegenüber der Fassung vom 26. Oktober 
sind durch Randstriche kenntlich gemacht.
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T h ese  1:

Das Interesse der jungen Generation an einem Hochschulstudium ist fortlaufend gestiegen 
und wird weiter steigen. Wirtschaft und Gesellschaft benötigen künftig nicht weniger, son­
dern mehr qualifiziert ausgebildete junge Menschen. Die Gesellschaft sollte deshalb nicht 
weniger, sondern mehr in die Ausbildung der jungen Generation investieren. Es wäre falsch, 
die Studienmöglichkeiten einzuschränken und der langfristig weiter zunehmenden Studien­
nachfrage entgegenzutreten.

Seite 2S

T h ese  2:

Eine qualifizierte Hochschulausbildung für 30 % und mehr eines Altersjahrgangs erfordert _ 
einen entsprechenden Ausbau der Hochschulen und eine den veränderten Quantitäten a n - £  
gepaßte Struktur des Studienangebotes. Der Wissenschaftsrat empfiehlt einen gezielten 
Ausbau der Fachhochschulen und eine veränderte Struktur des Studienangebots der Uni­
versitäten.
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T h ese 3:

Es ist weder sinnvoll noch möglich, alle Studiengänge soweit auszubauen, daß jeder Bewerber 
den Studienplatz seiner ersten Präferenz erhalten kann. Künftig werden vermehrt Auswahl­
entscheidungen unter den Bewerbern notwendig sein.
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T h ese  4:

Für die Erweiterung dies Hochschulsystems hat der Ausbau der Fachhochschulen Priorität^^  
Dieser Hochschultyp soll zu einer auch im Umfang bedeutenden Alternative zum Univer­
sitätssektor entwickelt werden. Dazu sind ein energischer Ausbau, die Entwicklung neuer 
Studiengänge und die Beseitigung von Funktionsmängeln erforderlich.
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These 5:

Das Studienangebot der Fachhochschulen sollte nicht nur fachlich erweitert, sondern auch 
im Hinblick auf die Organisation des Studiums differenziert werden. Dazu gehören auch 
Studiengangstypen, die bislang nur an Verwaltungsfachhochschulen und Berufsakademien 
üblich sind.



These 6:

Im Studienangebot der Universitäten muß zwischen einem auf Wissenschaft gegründeten be­
rufsbefähigenden Studium und der nachfolgenden Ausbildung des wissenschaftlichen Nach­
wuchses durch aktive Beteiligung der Graduierten an der Forschung unterschieden werden. 
Das berufsbefähigende Studium mit dem Abschluß Diplom/Magister/Staatsexamensoll so 
konzipiert werden, daß es von den Studierenden in einer Planstudienzeit von acht Semestern 
studiert und einschließlich Diplomarbeit und Prüfung nach neun Semestern abgeschlossen 
werden kann.
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These 7:

Für die forschungsorientierte Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses werden struk­
turierte. forschungsbezogene Graduiertenstudien angeboten, die zur Promotion führen. Ein 
vornehmliches Förderungs- und Organisationselement ist das Graduiertenkolleg, dessen Auf­
bau weitergehen muß.
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T h ese  8:

Forschung ist eine zentrale Aufgabe der Hochschulen und muß dies auch in einem größer 
gewordenen Hochschulsystem bleiben. Forschung erzeugt neues Wissen und ist zugleich die 
Basis für technischen Fortschritt und wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wohlstand. Im 
differenzierten Hochschulsystem ist die Forschungsaufgabe an den verschiedenen Hochschul­
typen in differenzierter Weise ausgeprägt. Die Universitätsforschung arbeitet gegenwärtig 
vielfach unter widrigen Bedingungen und läßt Schwächen erkennen, die auch im Interesse 
der Qualität der Lehre behoben werden müssen.

These 9:

Weiterbildungsaufgaben haben künftig eine wachsende Bedeutung für die Hochschulen. Dazu 
gehören auch berufsorientierte Aufbaustudiengänge, die bevorzugt als Teilzeitstudiengänge 
eingerichtet werden sollten. Bestehende Aufbaustudiengänge bedürfen in besonderem Masse 
der Evaluation.
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T h ese  10:

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Studienreform des Universitätsstudiums erfordert ein 
Bündel aufeinander abgestimmte Maßnahmen der Hochschulen und des Staates, die der



•Lehre einen höheren Stellenwert geben und Lehrende und Lernende auf die Ziele und Vor­
gaben des überwiegend öffentlich finanzierten Studiums verpflichten.

These 11:

Der Erfolg der vorgeschlagenen Reformmaßnahmen ist davon abhängig, daß die Hochschu­
len in die Lage versetzt werden, die Reformziele aufzugreifen und autonom umzusetzen. 
Dies setzt handlungsfähige Hochschulen voraus, denen durch weitgehende Globalisierung der 
Haushalte und Deregulierung des Haushaltsvollzugs mehr Budgetsouveränität eingeräumt 
werden sollte. Hochschulautonomie und Eigenverantwortlichkeit verlangen nach einem lei­
stungsfähigen Hochschulmanagement, vor allen nach einer Stärkung der Dekane.

These 12:
i

Das vorgeschlagene Konzept für die künftige Hochschulpolitik versucht den Bedürfnissen^ 
und Anforderungen von Wirtschaft und Gesellschaft an ein modernes Hochschulsystem ge­
recht zu werden. Dessen Realisierung erfordert einen höheren Stellenwert der Hochschulen 
in der staatlichen Finanzpolitik. Die empfohlene Einführung von Studiengebühren kann die 
staatliche Hochschulfinanzierung nur ergänzen, die Notwendigkeit zusätzlicher Ressourcen 
insbesondere für Investitionen jedoch nicht ersetzen. Die zusätzlichen Mittel sollten gezielt 
dem Ausbau der Fachhochschulen, der weiteren Entwicklung der Graduiertenkollegs und 
einem signifikanten Zuwachs der Forschungsfordermittel der DFG zugute kommen. Ohne 
zusätzliche Mittel wird es nicht möglich sein, an den Hochschulen 30 % und mehr eines Al­
tersjahrgangs qualifiziert auszubilden.
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Der Wissenschaftsrat empfiehlt mittelfristig einen überregionalen -Investitionsfonds Lehre“, 
für die Entwicklung und Durchführung innovativer Lehrformen (z.B. Angebote für selbstir^^ 
struiertes Lernen. Fernstudienkurse), neuer Studiengangsmodelle (z.B. Abendstudium, aus­
bildungsintegrierte Studiengänge, berufsintegrierte Studiengänge) und neuer Studiengänge 
einzurichten. Diese Mittel sollten auf Antrag in einem Wettbewerbsverfahren für mittlere 
Laufzeiten vergeben werden. Einen Grundstock für diesen -Innovationsfonds Lehre" könn­
ten die Mittel des Modellversuchsprogramms für die Lehre an den Hochschulen bilden, die 
künftig von einer -Stiftung Lehre" vergeben werden wollten.

5. Studiengebühren

Nur wenige Länder in Europa kennen eine ausschließlich staatliche Finanzierung der Hoch­
schulen. Die Entwicklung geht zu einer Mischfinanzierung aus staatlichen Mitteln. Mitteln ' • 
der Wirtschaft und Gebühren. Eine ausschließlich staatliche Finanzierung des Studiums 
führt zu Nachteilen bei der Steuerung der Ressourcen. Bei den Studenten entsteht leicht der 
Eindruck, daß die Kosten des Hochschulstudiums im wesentlichen aus den pri%-aten Kosten



der Lebenshaltung bestehen. Der Wert eines kostenfrei zur Verfügung gestellten Studien­
platzes wird deswegen nicht immer ausreichend gewürdigt. Entsprechend fallt vielfach der 
Umgang mit den Lehrangeboten der Hochschulen aus. Zudem sind mit dem Status des 
Studierenden eine Reihe von finanziell attraktiven Vorteilen zum Beispiel im Steuerrecht, 
in der Krankenversicherung, bei den Verkehrstarifen, bei den Tarifen für Kulturangebote 
etc. verbunden. Die ausschließlich öffentliche Finanzierung des Hochschulstudiums fordert 
mithin einen großzügigen individuellen l ’mgang mit dem knappen Gut Studienplatz. Eine 
teilweise Gebührenfinanzierung würde diese Nachteile beseitigen und den Studeatenin die 
Position eines zahlenden Kunden bringen, der unter Hinweis
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auf das Vertragsverhältnis von der Hochschule verlangen kann, daß sie die mit dem Studi­
enplatz verbundenen Lehrleistungen erbringt. Gebühren würden mithin den Studenten ein 
Mehr an Konsumentensouveränität geben.
Mit der Einführung von Studiengebühren könnte zudem den unterfinanzierten Hochschu­
len ein Finanzierungsweg erschlossen werden, der die staatlichen Finanzen ergänzt und es 
ermöglicht, die Studienbedingungen zu verbessern und die Studienkapazitäten auszubauen. 
Dies freilich setzt voraus, daß die Gebühreneinnahmen den Hochschulen verbleiben und ge­
zielt zur Verbesserung der Lehre eingesetzt werden.
Die Einführung von Studiengebühren %vürde es in einzelnen Fächern auch erleichtern, daß 
weitere Hochschulen in privater Trägerschaft entstehen, die auf die Gebührenfinanzierung 
angewiesen sind. Bislang haben private Hochschulen wegen der Wettbewerbsverzerrung nur 
geringe Chancen. Bei der Einführung von Studiengebühren könnten solche Hochschulen das 
Angebot in besonders nachgefragten Studiengängen wie zum Beispiel Design. Wirtschafts­
informatik. Betriebswirtschaft und in den internationalen Studiengängen rasch erweitern. 
Gesellschaftspolitisch ist die kostenlose Bereitstellung der Studienplätze kaum zu begründen. 
In keinem Beruf, für den ein Studium vorausgesetzt wird, gibt es einen Engpaß an Hoch­
schulabsolventen. der ein gesellschaftliches Interesse rechtfertigen könnte, diese Form von 
Berufsausbildung gegenüber anderen besserzustellen. Dies gilt auch zu beachten, wenn der 
niedrige Stellenwert der Berufsbildung im Dualen System und auf Fachschulen beklagt wird, 
deren Absolventen sich zwar selten an den Kosten ihrer Ausbildung, vielfach jedoch an den 
Kosten ihrer Weiterqualifikation für Positionen, auf denen sie mit Hochschulabsolventen kon­
kurrieren. beteiligen müssen.
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Studiengebühren dürfen jedoch nicht dazu führen, daß Jugendliche aus einkommenschwä­
cheren Bevölkerungsgruppen vom Studium ausgeschlossen werden. Der Staat sollte deshalb 
für einen Ausgleich unterschiedlicher finanzieller Startchancen sorgen.
Die geltende Gebührenfreiheit wird vielfach mit dieser Aufgabe begründet und daher als 
sozialpolitisch sinnvoll angesehen. Diese Einschätzung verkennt jedoch, daß die aussch­
ließlich staatliche Finanzierung auch diejenigen begünstigt, die selbst oder deren Eltern 
über überdurchschnittliche Einkommen verfügen. Die Hochschutexpansion hat nichts an der 
Tatsache geändert, daß Studenten überproportional aus den einkommensstärkeren Bevöl­
kerungsgruppen stammen und später über überdurchschnittliche Einkommen verfügen. Die 
geltende Hochschulfinanzierung aus Steuermitteln ist deswegen mit sozialpolitischen Motiven



nicht zu rechtfertigen.
Der Wissenschaftsrat spricht deswegen aus steuerungssystematischen, finanziellen und sozi­
alpolitischen Gründen für die Einführung von Studiengebühren aus, die sozialverträglich im 
Rahmen der bestehenden Studienforderung gezielt refinanziert werden. Er schlägt vor. pro 
Semester 1.000 DM Studiengebühren zu erheben. Dieser Betrag ist aus steuerungssystema­
tischen und finanziellen Gesichtspunkten ausreichend. Er liegt noch unterhalb der Kosten 
privater Fernstudienangebote und der Gebühren an privaten Hochschulen. Er bewegt sich 
in Kaufkraft gemessen auf der Höhe der Gebühren, die an deutschen Hochschulen bis Mitte 

der 60er Jahre üblich waren.
Die Differenzierung der Studiengebühren nach den Kosten des Studiums erscheint bedenk­
lich. weil dies zu Lasten der experimentellen Natur- und Ingenieurswissenschaften gehen 
würde. Es erscheint auch nicht notwendig, eine Staffelung
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der Gebühren nach dem Überschreiten der Planstudiendauer vorzunehmen, weil die Langzeit- 
Studenten die Hochschulen kaum zusätzlich belasten. Bei Einführung von Studiengebühren 
könnte auf die immer wieder diskutierten administrativen Maßnahmen zur Begrenzung der 
Studienzeiten durch Pflichtberatung. Prüfungszwang oder Exmatrikulation verzichtet wer­
den.
Studierende im Graduiertenstudium, die zum wissenschaftlichen Nachwuchs ausgebildet wer­
den, sollten für drei Jahre von Studiengebühren befreit werden, weil ihre Qualifizierung im  
gesellschaftlichen Interesse liegt. L'm einen Mißbrauch dieses speziellen Studentenstatus zu 
vermeiden, sollte eine förmliche Zulassung zum Graduiertenstudium durch die Fakultät vor­
ausgesetzt w-erden.
Studierenden, die Anspruch auf Leistungen nach dem BAföG und der Begabtenforderungs- 
werke haben, sollten die Gebühren für die Zeit der Förderungshöchstdauer in vollem l ’mfang 
als zusätzliche Förderung gewährt werden. Für Studenten mit kurzen Studienzeiten und 
überdurchschnittlichen Leistungen sollten die Erlaß- und Teilerlaßmöglichkeiten des BAföG 
auch für die Gebühren gelten. Diese Anbindung an das BAföG verhindert zusätzliche admi­
nistrative Kosten und ist daher anderen Modellen vorzuziehen.
Die Ausbildungsfreibeträge im Einkommensteuergesetz sollten entsprechend erhöht werden.^^.



HRK / KMK - Arbeitsgruppe 
Studienreform mit dem Ziel 
einer Studienzeitverkürzung

Bonn, den 16.10.1992

Vorschläge zur Verkürzung der Studienzeiten 

- Stellungnahme der Gemeinsamen Arbeitsgruppe HRX/KMK 

"Studienreform mit dem Ziel einer Studienzeitverkürzung" —



I. Ausgangslaae

Die finanzielle Ausstattung der Hochschulen hat mit der quan­

titativen Entwicklung des Hochschulbereichs nicht Schritt 

gehalten. Darunter hat die Effizienz des Hochschulstudiums 

gelitten und auch die Qualität der Lehre. Bei einer Bewertung 

der Leistungen und der Leistungsfähigkeit der Hochschulen in 

Lehre und Studium sind Studienerfolg, Studienabbrecher- und 

Fachwechslerquoten ebenso heranzuziehen wie die tatsächlichen 

Studienzeiten, die inhaltliche Qualität der Abschlüsse und der 

berufliche Erfolg der Absolventen.

Im folgenden sollen jedoch allgemeine Strukturfragen des Hoch­

schulwesens, die an anderer Stelle, z.B. im Wissenschaftsrat, 

in der Kultusministerkonferenz und in der Hochschulrektoren­

konferenz erörtert werden, nicht weiter vertieft werden, son­

dern vorrangig Vorschläge und Maßnahmen zur Verkürzung von 

Studienzeiten im Rahmen der bestehenden Strukturen. Im einzel- 

nen stellt sich die Ausgangslage wie folgt dar: '

1. Grundlegende strukturelle Veränderungen sind - abgesehen 

von den Schwierigkeiten der Verständigung auf ein gemein­

sames Vorgehen - nur mit einem langen zeitlichen Vorlauf 

möglich. Ergebnisse der derzeit angelaufenen Strukturde­

batte können nur mittel- bis längerfristig wirksam und 

erst dann beurteilt werden, wenn zumindest ein Anfänger­

jahrgang das Studium innerhalb der neuen Strukturen 

durchlaufen hat. Diese zeitliche Perspektive macht die 

Dringlichkeit weiterer. Bemühungen um eine Verkürzung der 

_ Studienzeiten innerhalb der bestehenden Strukturen deut­

lich.

Die in den Prüfungsordnungen vorgesehenen Regelstudien­

zeiten und die tatsächlichen Studienzeiten liegen nach wie 

vor weit auseinander. In diesem Zusammenhang muß auch



berücksichtigt werden, daß die Vorbildung der heutigen 

Studienberechtigten deutlich heterogener ist als diejenige 

der Studienanfänger der 70er Jahre. Hinzu kommen sehr 

unterschiedliche, durch familiäre und wirtschaftliche 

Umstände mitgeprägte Vorstellungen ü£er die Gestaltung des 

Studiums. Vor diesem Hintergrund relativiert sich die 

Diskussion um eine weitere Verkürzung der Regelstudien­

zeiten. Unabhängig davon, welcher Ansatz zugrunde gelegt 

wird. (Rahmenprüfungsordnungen, Eckwerte Nordrhein-Westfa­

len, "8 plus 3 Modell" des Wissenschaftsrates), bleibt in 

jedem Fall ein ausreichendes .Handlungsfeld für weitere 

Bemühungen, Inhalte und Organisation von Studium und

Prüfungen sowie die Studienbedingungen so auszugestalten; 

daß durchschnittlich begabte, einsatzwillige und nicht auf 

studienbegleitende Erwerbstätigkeit angewiesene Studenten 

ihren Abschluß tatsächlich innerhalb der Regelstudienzeit 

erwerben. Deshalb steht im Mittelpunkt dieser Vorschläge 

die Annäherung der tatsächlichen Studienzeiten an die

Regelstudienzeiten. Dabei werden ,in erster Linie solche 

Vorschläge aufgegriffen, die kurzfristig an den Hochschu­

len realisiert werden können.

Die Diskussion um Studienzeitverkürzung hat in der Ver­

gangenheit vielfach darunter gelitten, daß sie zu pau­

schal, insbesondere ohne hinreichende fachliche und in­

stitutioneile Differenzierung, geführt wurde. Die Bedin­

gungen und Voraussetzungen in den jeweiligen Hochschulty­

pen, Fächern, Studiengängen und Abschlußarten sind jedoch 

sehr unterschiedlich und erfordern darauf abgestimmte 

Maßnahmen. Pauschale Vorgaben haben vielfach zu Irritation 

und Unverständnis geführt, insofern als mit den . vorge­

schlagenen Maßnahmen Mißstände behoben werden sollten, die 

keineswegs in allen Bereichen der Hochschulen vorliegen. 

Die Bereitschaft der Hochschulen und ihrer Mitglieder, an 

der Verwirklichung von Maßnahmen zur Studienzeitverkürzung 

mitzuwirken, hängt entscheidend davon ab, daß die im



einzelnen Fachbereich konkret eingeleiteten Maßnahmen der 

jeweils spezifischen Situation dieser Einrichtung ent­

sprechen. Ferner muß gewährleistet sein, daß Ressourcen, 

die durch studienzeitverkürzende Maßnahmen frei werden, zu 

einer Verbesserung der Betreuungsrelationen und nicht etwa 

zu einer Erhöhung der Aufnahmekapazitäten genutzt werden.

Die vorliegenden Veröffentlichungen des Wissenschaftsrats 

und einzelner Länder und Hochschulen weisen bei vielen 

Studiengängen von Hochschule zu Hochschule erhebliche 

Bandbreiten bei der Studiendauer aus. Diese Unterschiede 

sind Indiz für unterschiedliche Rahmenbedingungen, aber 

auch für unterschiedliche Erfolge der Fachbereiche und 

Hochschulen in den Bemühungen, Studiengänge und Studien­

bedingungen so zu gestalten, daß ein Studium in der Re- 

^gelstudienzeit tatsächlich abgeschlossen werden kann. Im 

folgenden-sind daher auch solche Vorschläge aufgegriffen, 

die bereits in der Diskussion und von den Hochschulen auch 

schon umgesetzt sind; allerdings nicht von allen Fachbe­

reichen und auch nicht immer mit dem notwendigen Nach­

druck. Für alle Vorschläge gilt, daß sie sich nur an 

solche Hochschulen und Fachbereiche richten, die entspre­

chende Maßnahmen bisher noch nicht eingeleitet haben.

' ^ T 7 ~

5. Bei den Bemühungen um Studienzeitverkürzung muß auch be-

rücksichtigt werden, daß kurze Studienzeiten trotz aller

Bedeutung nicht der alleinige Maßstab für die Beurteilung

eines Ausbildungssystems sein können. Die Erhaltung der

Qualität der Ausbildung (Berufs- und Wettbewerbsfähigkeit t
‘ ---- .-- ------- ---* .■

der Absolventen), der Effizienz des Hochschulsystems

(Erfolgsquote, Fachwechslerquote, Abbrecherquote), die

Gewährleistung der notwendigen Freiheit im Studium und die

Eröffnung unterschiedlicher Formen des Studiums (z.B.

Möglichkeit eines Auslandsstudiums, Teilzeitstudium),

entsprechend den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen

Bedingungen einer chancenoffenen Gesellschaft, sind



- allerdings innerhalb der Grenzen staatlicher Leistungs­

fähigkeit - Zielsetzungen, die ebenso wie das Bestreben 

riach Studienzeitverkürzung ihre Berechtigung haben. Bei 

den nachfolgenden Vorschlägen bleiben daher solche Maß­

nahmen außer Betracht, die zwar unter dem alleinigen Ge- i 

sichtspunkt "Studienzeitverkürzung" erfolgversprechend 

sein könnten, die jedoch auf das Studium in anderer Hin- «n c (t"  

sicht so weitreichende, nicht gewollte Auswirkungen hät­

ten, daß negative Effekte überwiegen würden. Dasselbe gilt 

für Maßnahmen, die nur mit einem unverhältnismäßigen 

Verwaltungsaufwand verwirklicht werden könnten.

Bei der Verabschiedung der 23 Empfehlungen zur Studien­

zeitverkürzung im Jahre .1988 konnten die Hochschulen noch 

davon ausgehen, daß in den 90er Jahren eine deutliche 

Entspannung in der Belastung der Hochschulen eintreten 

werde. Vor diesem Hintergrund wurde die Bedeutung studi- 

enzeitverkürzender Maßnahmen unter Umständen nicht allen 

Beteiligten in aller Schärfe deutlich. Diese Annahmen 

haben sich als unzutreffend erwiesen. Aufgrund der neuen 

Rahmenbedingungen (anhaltend hohe Studentenzahlen, eini­

gungsbedingte extreme Anspannung der öffentlichen Haus­

halte) ist die Straffung der Studiengänge mit einer ent­

sprechenden Verkürzung der Studienzeiten zur unabweisbaren 

- für Hochschulen (Hochschulleitung, Fachbereiche und 

einzelne Hochschullehrer) und Staat gleichermaßen augen­

fälligen - Notwendigkeit geworden. Die nachfolgenden 

Maßnahmen und Vorschläge zur Realisierung konkretisieren 

die Felder dringenden Handlungsbedarfs, auf denen HRK und 

KMK ihre Bemühungen um Studienzeitverkürzung bündeln und 

weiter intensivieren.werden.



II. Maßnahmen und Vorschläge zur Realisierung

1. Verbesserung der Transparenz als Ausgangspunkt für einen 

gezielten Abbau studienverlänaernder Faktoren_____________

Fachbereiche, Hochschulen und die. jeweils zuständigen 

Landesministerien müssen in die Lage versetzt werden,. in 

kurzer Zeit detailliert fachspezifische und aktuelle 

Informationen über die tatsächlichen Studienzeiten in den 

verschiedenen Studiengängen einer Hochschule und die die 

Studienzeit bestimmenden Faktoren abrufen zu ' können. Die 

Daten müssen so aufbereitet sein, daß insbesondere über 

den Vergleich mit anderen .Fachbereichen und: Hochschulen 

studienzeitverlängernde Faktoren erkannt und Ansatzpunkte 

für gezielte, studienzeitverkürzende Maßnahmen deutlich 

werden. Bei der Umsetzung der 23 Empfehlungen von 1988 hat 

sich die Datenlage als unbefriedigend erwiesen (Verlaufs­

statistik unzulässig aufgrund des Volkszählungsurteils des 

Bundesverfassungsgerichts). Es werden empirische Daten 

benötigt, um "Auffälligkeiten" zu ermitteln, nachdem sich 

die amtlichen Daten der Hochschulstatistik wegen der 

datenschutzrechtlichen Probleme als unzureichend erwiesen 

haben.

Maßnahmen und Realisierungsvorschläae

Durchführung hochschulinterner empirischer Erhebungen 

über Ausstattungskennzahlen und Grunddaten des Lehr­

angebots und des Prüfungswesens, Formulierung .von 

Indikatoren für Defizite und Mängel in den Studienbe- 

dingungen und im LeKrangebot, Zusammenfassung zu 

Lehrberichten der Fachbereiche, ggf. Schaffung einer 

gesetzlichen Grundlage für die Datenerhebung; Erhe­

bung der Daten über die Ursachen für den Studienab­

bruch



Z 1.2 Erhebung und Bereitstellung der studienzeitrelevanten 

Vergleichsdaten (EDV-mäßige Datenerfassung und 

-bearbeitung möglichst auf zentraler Hochschulebene)

Z  1.3 regelmäßige und zeitnahe Veröffentlichung von Lehrbe­

richten durch die Fachbereiche/Hochschulen (etwa alle 

zwei Jahre)

i

1.4 Festlegung der relevanten Vergleichsdaten und der 

notwendigen Angaben in den Lehrberichten durch KMK 

und HRK (ggf. unter Beteiligung des Wissehschaftsrats 

und der HIS-GmbH). Zu diesen Daten rechnen insbeson­

dere:

(1) Anzahl der Studienanfänger im ersten Hochschul­

semester und im ersten Fachsemester

(2) Fachstudiendauer und Studienzeiten bis zur

Diplom-Vorprüfung oder-Zwischenprüfung

(3) Zahl der Diplom-Vorprüfungen oder Zwischenprü­

fungen

(4) Fachstudiendauer und Studienzeiten bis zur

Abschlußprüfung

(5) Absolventenzahl

(6) Rahmendaten für Studium und Lehre:

a) Betreuungsverhältnis (Zahl der Studierenden 

im Verhältnis zu Zahl der wissenschaftli­

chen Mitarbeiter bzw. Zahl der Professoren)

b) Zahl der betreuten Abschlußarbeiten je 

Prüfer



c) Durchschnittsalter der Studienanfänger und 

der Absolventen

Verbesserung der Orientierung vor Aufnahme des Studiums 

und im Studium, insbesondere in der Einoangsphase_________

Mängel bei der Studienvorbereitung und insbesondere die 

vielfach desorientierenden Bedingungen in den überfüllten 

Hochschulen machen weitere Bemühungen um eine Verbesserung 

der Orientierung der Studenten insbesondere in der Ein­

gangsphase des Studiums erforderlich.

Maßnahmen und Realisierunasvorschläae

2.1 Verbesserung der Zusammenarbeit von Schulen und 

Hochschulen auf örtlicher bzw. regionaler Ebene 

entsprechend der gemeinsamen Empfehlung der KMK, der 

Bundesanstalt für Arbeit und der HRK über.die Zusam­

menarbeit von Schule, Berufsberatung und Studienbe- 

ratung im Sekundarbereich II

Verpflichtung der Hochschulen .zur Bereitstellung 

strukturierter und kommentierter Studienpläne für 

alle Studiengänge - mit klaren Informationen über den 

Ablauf des Studiums und der Prüfungen, aus denen sich 

insbesondere ergibt, in welchen Zeiträumen welche 

Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen sind, 

damit der Abschluß innerhalb der vorgegebenen Regel­

studienzeit erreicht werden kann

2.3 Ausweitung des Angebots an orientierenden Veranstal­

tungen für Eingangssemester

4“  2. 2



2.4 Ausweitung der allgemeinen und fachlichen Studienbe­

ratung, Unterstützung durch Mentoren

2.5 Unterstützung der Studierenden in der Organisation 

des Lernprozesses, z.B. durch Bildung von "Lerngrup­

pen" und Einsatz von Tutoren

Abbau der inhaltlichen Überfrachtung und studienzeitver­

längernder Faktoren in der Organisation und Durchführung 

von Studium und Prüfungen_______________________________  ■

Die Regelstudienzeit überschreitende tatsächliche Studien­

zeiten sind vielfach auf überfrachtete Studiengänge (zu 

hoher Stundenansatz im Pflicht- und Wahlpflichtbereich, zu 

große Anzahl an geforderten Studienleistungen, zu ausge­

dehnte Praxisphasen) und entsprechend überhöhte Prüfungs­

anforderungen zurückzuführen.

Die Inhalte der Studiengänge und die materiellen Prü­

fungsanforderungen müssen der Funktion und den Zielen der 

Studiengänge entsprechen. In Studiengängen bis zum be- 

rufsqualifizierenden Abschluß sind zu weitreichende wis­

senschaftliche Vertiefungen und Spezialisierungen abzubau­

en.

Ein Studium in der Regelstudienzeit verlangt einen in sich 

geschlossenen und stimmigen Ablauf von Studium und Prüfun­

gen. Dazu bedarf es präziser Absprachen unter den Hoch­

schullehrern des jeweils für den Studiengang verantwortli­

chen Fachbereichs und mit den Hochschullehrern anderer 

beteiligter Fachbereiche. Zeitverluste, insbesondere in 

der Abwicklung der Prüfungen, müssen vermieden werden. In 

diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, ob die



Entscheidungs- und Durchsetzungsbefugnisse auf den ver­

schiedenen hochschulinternen Zuständigkeits- und Verant­

wortungsebenen gestärkt und effizienter ausgestaltet 

werden können.

Maßnahmen und Realislerunasvorschläqe

3.1 Abgleich

. der Anzahl der Semesterwochenstunden im Pflicht- 

und Wahlpflichtbereich \ *- -v ^

. der Anzahl der geforderten Studien- und Prüfungs­

leistungen' " j  . ' ■ -

des Zeitbedarfs für Praxisphasen ‘ .

mit dem für den Studiengang insgesamt zur Verfügung 

stehenden zeitlichen. Rahmen’:/(Regelstudienzeit) auf­

grund der jeweiligen Rahmenordnung •

3..2 Definition der inhaltlichen Grundanforderungen1 an die 

Studiengänge bis zum berufsqualifizierenden Abschluß 

durch die Fachbereiche unter Berücksichtigung der 

angestrebten Berufsfähigkeit

3.3 Entlastung der Pflichtveranstaltungen (insbesondere 

des HauptStudiums) und der -Prüfungen (insbesondere 

der Anforderungen an die Abschlußarbeit) von zu 

weitreichender Spezialisierung und wissenschaftlicher 

Vertiefung, die weiterführenden Studien Vorbehalten 

bleibt



3.4 Klare und straffe Strukturierung der Studiengänge, 

stimmige Abfolge der Lehrveranstaltungen (Studien­

plan), inhaltliche und zeitliche Abstimmung von 

Studium und Prüfungen

3.5 Stärkung der Funktion der Zwischenprüfung/Diplora-Vor- 

prüfung als verläßlichem Indikator für den Studiener­

folg

3.6 Knappe Bemessung von Fristen .für. Korrektur \iihd Be­

wertung von ’Prüfungsleistungen; . "V''j > :V

3.7 Eröffnung von zeitnahen Wiedefholungsterminen-.(maxi­

mal ein Semester)

3.8 Stärkung der Mechanismen hochschulinterner Selbst­

kontrolle (Hochschulleitung,v 'Senat, Stüdiendekane, 

Studienkommissionen, Prüfungsausschüsse,' sowie - Pru- 

fungsämter) v - . / - " - - ’

3.9 Einrichtung leistungsfähiger Prüfungsämter als zen­

trale Prüfungsämter oder Prüfungsämter der Fachbe­

reiche)

Verbesserung der didaktischen Qualität der Lehre

Defizite in der Vermittlung des Studienstoffes können zu 

Studienzeitverlängerungen führen. Dabei ist allerdings zu 

berücksichtigen, daß Defizite in der Lehre vielfach nicht 

auf mangelnde didaktische Befähigung, sondern auf die 

äußeren Randbedingungen (z.B. ungünstige Betreuungsrela­

tionen, mangelnde Abstimmung im Lehrangebot) zurückzufüh­

ren sind. Die Evaluation der Lehre ist primär als "Rück­



meldung" an die jeweils Lehrenden, aber auch an die Stu­

dierenden, die Fachbereiche und die Hochschulleitungen zu 

verstehen.

Maßnahmen und Realisierungsvorschläge

4.1 Stärkung der didaktischen Kompetenz der Lehrenden, 

• Berücksichtigung der didaktischen und methodischen

Befähigung bei Habilitation und Berufung

4.2 Sachgerechte Bewertung der Lehrtätigkeit (Evaluie­

rung; Beurteilung von Lehrveranstaltungen und Stu­

diengängen) :  ̂ .• '

Abbau personeller und sächlicher Engpässe

*V t.

Defizite, vor allem in der personellen Ausstattung, aber 

auch bei den Sachmitteln und bei den räumlichen und appa­

rativen Ressourcen der Hochschulen, sind wichtige Ursachen 

für Zeitverluste im Verlauf des Studiums. Zur Beseitigung 

derartiger Engpässe sind vor allem zusätzliche Stellen und 

Lehraufträge oder die zusätzliche Vergütung besonderer 

Lehrleistung erforderlich.

Maßnahmen und Realisierungsvorschläge
k - -

5.1 Effizienterer Einsatz der vorhandenen personellen und 

sächlichen Ressourcen, insbesondere durch

- Konzentration des Einsatzes des vorhandenen Lehr­

personals auf die Veranstaltungen des 

Pflichtbereichs (Abbau zu enger Spezialisierung 

bei der Widmung der Professuren)



- Behebung von Defiziten im Einsatz der Sachmittel 

und der räumlichen und apparativen Ressourcen 

durch jeweils adäquate Maßnahmen (z.B. Verlänge­

rung der Öffnungszeiten der Bibliotheken)

5.2 Bereitstellung zusätzlicher Stellen oder Lehrauf­

tragsmittel

5.3 Schaffung der Voraussetzungen für die zusätzliche

Vergütung besonderer Lehrleistungen (Verordnung nach 

§ 50 BBesG) [

5.4 Verstärkter Einsatz auch von Wissenschaftlern aus 

außeruniversitären Forschungsinstituten in der Lehre 

ohne Anrechnung auf die Ausbildungskapazität

5.5 Verbesserung der sächlichen Ausstattung der Hochschu­

len (Sachmittel, Räume, Apparate)

6. Einflußnahme auf Fachbereiche und.Studierende zur Errei- 

chung kürzerer Studienzeiten (Anreize und Sanktionen)

Die Verwirklichung studienzeitverkürzender Maßnahmen hängt 

- neben den strukturellen und finanziellen Voraussetzun­

gen - ganz wesentlich davon ab, daß Fachbereiche, Hoch­

schullehrer und Studierende an der Realisierung mitwirken. 

Dazu können Aufklärung, Appell und Überzeugung beitragen. 

Wirksamer sind jedoch Anreize und ggf. Sanktionen.

Maßnahmen, die einen unverhältnismäßigen Verwaltungsauf­

wand für ihre Durchführung erfordern, scheiden aus.



Anreize und Sanktionen setzen verläßliche Maßstäbe der 

Leistungsbeurteilung voraus. Vor allem muß gewährleistet 

sein, daß diejenigen, von denen ein Tun oder Unterlassen 

erwartet wird, von den äußeren Randbedingungen her auch in 

der Lage sind, entsprechend diesen Erwartungen zu handeln. 

Dazu zählen Entscheidungsbefugnis, Handlungsspieiräume,- 

aber auch die Ausstattung einer Einrichtung und Studienbe-^ 

dingungen, die ein Studium in der Regelstudienzeit zulas-.

sen.

a) Anreize und Sanktionen zur Realisierung'."stüdiehzeit-
■ ‘ '  'lr ’ -.v-> - ' ' K .  V - " . ' - " ' "

verkürzender Maßnahmen durchXjdieFHochschulen '(Fach-.

bereiche/einzelne Hochschullehrer) '  ̂ ; v - : .

Maßnahmen können bezogen sein auf einzelne^Hochschul­

lehrer oder auf Fachbereiche.' Sie können-anknüpfen an

p -

besondere LeistungenoderDefizite des 'einzelnen 

Hochschullehrers -in der FLehre^oder.vin. der Durch­

führung von Lehre und Prüfungen,

besondere Leistungen oder Defizite der Fachbe­

reiche in der Schaffung .der Voraussetzungen .für. 

kürzere Studienzeiten, ' •

besonders niedrige oder besonders hohe tatsäch­

liche durchschnittliche Studienzeiten.

Maßnahmen und Realisierunqsvorschläqe

6.1 Schaffung zuverlässiger Bewertungskriterien zur 

Ermittlung besonderer Leistungen oder besonderer 

Defizite in der Lehre



6.2 Schaffung der haushaltsmäßigen Voraussetzungen 

für bewegliche Mittel zur Disposition der zu­

ständigen Landesministerien, der Hochschullei­

tungen oder der Fachbereiche zur Verwendung für 

besondere Anreize

6.3 Zustimmung zur Einrichtung und Fortführung von 

Graduiertenkollegs im Zusammenhang mit der 

Verkürzung der Studienzeiten in den. entsprechen­

den Studiengängen

6.4 Genehmigung von Forsöhungsfreisemestem .und von 

Nebentätigkeiten in Abhängigkeit von "der Erfül­

lung der Lehrverpflichtung;-Berücksichtigung der 

Leistungen in der Lehre bei Bleibeverhandlungen

b) Anreize und Sanktionen zur Beeinflussung des Studi- 

enverhaltens _____  ____

Mit Anreizen und Sanktionen kann gezielt auf das 

Verhalten der Studierenden im Sinne einer Verkürzung 

der Studienzeiten Einfluß genommen werden.

Maßnahmen und Realisierunosvorschläge

6.5 Obligatorische Studienberatung bei auffälligem 

Studienverlauf

Freiversuch mit Wiederholbarkeit zur Notenver­

besserung

6.6



6.7 Bei begonnenem Prüfungsverfahren Fristen für die 

Ablegung und Wiederholung der Prüfungen mit 

Sanktionen bei Nichteinhalten der Fristen 

(Nichtbestehen)

6.8 Darlehensvoll- oder -teilerlaß für BAFöG-Geför- 

derte bei Studienabschluß in der Regelstudien­

zeit oder nur geringfügiger Überschreitung der 

Regelstudienzeit

6.9 Unbefristete Fortsetzung der Studienabschluß­

förderung (zwei Semester) und Bemessung der 

BAFöG-Förderungshöchstdauer nach der Regelstu­

dienzeit

6.10 Bevorzugte Berücksichtigung kürzerer Studien­

zeiten bei der Zulassung zur Promotion oder bei 

der Vergabe von Promotionsstipendien

6.11 Berücksichtigung der Studiendauer als Lei­

stungskriterium in der Einstellungspraxis der 

privaten und öffentlichen Arbeitgeber.

Soweit die Studienbedingungen ein Studium innerhalb der 

Regelstudienzeit zulassen, können - allerdings unter 

Berücksichtigung der persönlichen und sozialen Lebensum­

stände der Studierenden - ferner Maßnahmen wie

- Fristsetzungen für die Meldung zu Prüfungen mit

Sanktionen bei Überschreiten der Fristen



Einführung von Studiengebühren

. beim überschreiten einer bestimmten Studiendauer 

(ggf. gestaffelt nach der Studiendauer)

. für ein Zweitstudium, soweit nicht überwiegend im 

öffentlichen Interesse

Exmatrikulation (eventüell unter Aufrechterhaltung 

des Prüfungsanspruchs) bei wesentlicher Überschrei­

tung der Regelstudienzeit

Einschränkung des Fachwechsels

in Betracht gezogen werden. Da solche Maßnahmen einen 

entsprechenden politischen Konsens und die Schaffung der 

gesetzlichen Grundlagen mit einem entsprechend langen 

zeitlichen Vorlauf.erfordern, würden sie in den' vorlie­

genden Vorschlägen für kurzfristig realisierbare Maßnahmen 

nicht berücksichtigt.


